
 

 
   

Anlage 2  
zum Entwurf des Verschmelzungsvertrags zwischen der Raiffeisenbank Eifeltor eG, Kaisersesch, der Raiffeisenbank Moselkrampen eG, Ernst, und der 
Raiffeisenbank Zeller Land eG, Briedel  

 

Synopse jener Normen der Satzung der Raiffeisenbank Eifeltor eG, die durch Beschlussfassung der 

Generalversammlung der Raiffeisenbank Eifeltor eG, die über den Verschmelzungsvertrag beschließt, 

geändert werden sollen 

(Die in der „Fassung Juni 2021“ zu streichenden Formulierungen sind blau markiert, die einzufügenden Formulierungen sind rot markiert.) 

 

Satzung der Raiffeisenbank Eifeltor eG (Fassung Juni 2021) Zur Beschlussfassung anstehender Wortlaut der Normen der 
Satzung („neue Fassung“) 

§ 1 Firma und Sitz 
 
(1) Die Firma der Genossenschaft lautet: Raiffeisenbank Eifeltor eG 
 
 
§ 2 Zweck und Gegenstand 
… 
(2) Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von 
banküblichen und ergänzenden Geschäften, insbesondere 
a) die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von 
Spareinlagen; 
b) die Annahme von sonstigen Einlagen; 
 
§ 10 Auseinandersetzung 
… 
(3) Reicht das Vermögen der Genossenschaft einschließlich der 
Rücklagen und aller Geschäftsguthaben zur Deckung der Schulden 
nicht aus, so ist das ausgeschiedene Mitglied verpflichtet, von dem 
Fehlbetrag einen nach dem Verhältnis der Haftsummen aller 
Mitglieder zu berechnenden Anteil, höchstens jedoch die 
Haftsumme, an die Genossenschaft zu zahlen. 

§ 1 Firma und Sitz 
 
(1) Die Firma der Genossenschaft lautet: Raiffeisenbank MEHR eG 
Mosel – Eifel – Hunsrück – Region 
 
§ 2 Zweck und Gegenstand 
… 
(2) Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von 
banküblichen und ergänzenden Geschäften, insbesondere 
a) die Pflege des Spargedankens, vor allem durch Annahme von 
Einlagen; 
 
 
§ 10 Auseinandersetzung 
… 
(3) Die Absätze 1 bis 2 gelten entsprechend für die 
Auseinandersetzung nach Kündigung einzelner Geschäftsanteile. 
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(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für die 
Auseinandersetzung nach Kündigung einzelner Geschäftsanteile. 
 
§ 19 Willensbildung 
... 
(3) Beschlüsse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemäß zu 
protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Sie 
sind von den an der Beratung mitwirkenden Vorstandsmitgliedern 
zu unterzeichnen. Näheres regelt die Geschäftsordnung für den 
Vorstand. 
(4) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die 
Interessen eines Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten oder seines 
eingetragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister 
oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen 
Person berühren, darf das betreffende Vorstandsmitglied an der 
Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied 
ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören. 
 
 
 
 
 
§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat 
(1) Über folgende Angelegenheiten beraten Vorstand und 
Aufsichtsrat gemeinsam und beschließen in getrennter 
Abstimmung: 
… 
d) die Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen von besonderer 
Bedeutung, insbesondere den Abschluss von Dienst-, Miet- und 
anderen Verträgen, durch welche wiederkehrende Verpflichtungen 
in erheblichem Umfang für die Genossenschaft begründet werden, 
über die Anschaffung und Veräußerung von beweglichen Sachen im 
Wert von mehr als 100.000 EUR sowie über erforderliche 
Erklärungen im Zusammenhang mit dem Statut der 

 
 
 
§ 19 Willensbildung 
... 
(3) Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung im 
Wege schriftlicher Abstimmung oder durch andere 
Fernkommunikationsmedien zulässig, wenn kein Mitglied des 
Vorstands diesem Verfahren widerspricht. 
(4) Beschlüsse sind zu Beweiszwecken ordnungsgemäß zu 
protokollieren. Die Protokolle sind fortlaufend zu nummerieren. Sie 
sind von den an der Beratung mitwirkenden Vorstandsmitgliedern 
zu unterzeichnen. Näheres regelt die Geschäftsordnung für den 
Vorstand. 
(5) Wird über Angelegenheiten der Genossenschaft beraten, die 
Interessen eines Vorstandsmitglieds, seines Ehegatten oder seines 
eingetragenen Lebenspartners, seiner Eltern, Kinder, Geschwister 
oder einer von ihm kraft Gesetzes oder Vollmacht vertretenen 
Person berühren, darf das betreffende Vorstandsmitglied an der 
Beratung und Abstimmung nicht teilnehmen. Das Vorstandsmitglied 
ist jedoch vor der Beschlussfassung zu hören. 
 
§ 23 Gemeinsame Sitzungen von Vorstand und Aufsichtsrat 
(1) Über folgende Angelegenheiten beraten Vorstand und 
Aufsichtsrat gemeinsam und beschließen in getrennter 
Abstimmung: 
… 
d) die Abgabe von rechtserheblichen Erklärungen von besonderer 
Bedeutung, insbesondere den Abschluss von Dienst-, Miet- und 
anderen Verträgen, durch welche wiederkehrende Verpflichtungen 
in erheblichem Umfang für die Genossenschaft begründet werden, 
über die Anschaffung und Veräußerung von beweglichen Sachen im 
Wert von mehr als 500.000 EUR sowie über erforderliche 
Erklärungen im Zusammenhang mit dem Statut der 
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Sicherungseinrichtung des BVR sowie der Satzung der BVR 
Institutssicherung GmbH; 
 
§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung 
… 
(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder anwesend ist. Er fasst seine Beschlüsse mit 
Mehrheit der gültig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und 
ungültige Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei 
Stimmengleichheit gilt ein Antrag als abgelehnt; bei Wahlen 
entscheidet in diesem Fall das Los; § 33 gilt sinngemäß. 
(3) Eine Beschlussfassung ist in dringenden Fällen auch ohne 
Einberufung einer Sitzung im Wege schriftlicher Abstimmung oder 
durch andere Fernkommunikationsmedien zulässig, wenn der 
Vorsitzende des Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche 
Beschlussfassung veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats 
diesem Verfahren widerspricht. 
 
§ 28 Einberufung und Tagesordnung 
… 
(2) Die Mitglieder der Genossenschaft können in Textform unter 
Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf 
es der Unterschriften mindestens des zehnten Teils der Mitglieder, 
höchstens jedoch von 100 Mitgliedern. 
… 
(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die 
Generalversammlung einberuft. Mitglieder der Genossenschaft 
können in Textform unter Anführung des Zwecks und der Gründe 
verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung in der 
Generalversammlung angekündigt werden; hierzu bedarf es der 
Unterschriften mindestens des zehnten Teils der Mitglieder, 
höchstens jedoch von 100 Mitgliedern. 
 

Sicherungseinrichtung des BVR sowie der Satzung der BVR 
Institutssicherung GmbH; 
 
§ 25 Konstituierung, Beschlussfassung 
… 
(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte 
seiner Mitglieder mitwirkt. Er fasst seine Beschlüsse mit Mehrheit 
der gültig abgegebenen Stimmen. Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen werden nicht mitgerechnet. Bei Stimmengleichheit gilt ein 
Antrag als abgelehnt; bei Wahlen entscheidet in diesem Fall das 
Los; § 33 gilt sinngemäß. 
(3) Eine Beschlussfassung ist ohne Einberufung einer Sitzung im 
Wege schriftlicher Abstimmung oder durch andere 
Fernkommunikationsmedien zulässig, wenn der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats oder sein Stellvertreter eine solche Beschlussfassung 
veranlasst und kein Mitglied des Aufsichtsrats diesem Verfahren 
widerspricht. 
 
§ 28 Einberufung und Tagesordnung 
… 
(2) Die Mitglieder der Genossenschaft können in Textform unter 
Anführung des Zwecks und der Gründe die Einberufung einer 
außerordentlichen Generalversammlung verlangen. Hierzu bedarf 
es der Unterschriften mindestens des zehnten Teils der Mitglieder, 
höchstens jedoch von 500 Mitgliedern. 
… 
(4) Die Tagesordnung wird von demjenigen festgesetzt, der die 
Generalversammlung einberuft. Mitglieder der Genossenschaft 
können in Textform unter Anführung des Zwecks und der Gründe 
verlangen, dass Gegenstände zur Beschlussfassung in der 
Generalversammlung angekündigt werden; hierzu bedarf es der 
Unterschriften mindestens des zehnten Teils der Mitglieder, 
höchstens jedoch von 500 Mitgliedern. 
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§ 31 Mehrheitserfordernisse 
… 
(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der gültig abgegebenen Stimmen 
ist insbesondere in folgenden Fällen erforderlich: 
… 
 
 
 
§ 33 Abstimmungen und Wahlen 
(1) Abstimmungen und Wahlen werden mit Handzeichen oder mit 
Stimmzetteln durchgeführt. Sie müssen geheim durch Stimmzettel 
erfolgen, wenn der Vorstand, der Aufsichtsrat oder mindestens der 
vierte Teil der bei der Beschlussfassung hierüber gültig 
abgegebenen Stimmen es verlangt. 
… 
(3) Wird eine Wahl mit Stimmzetteln durchgeführt, so hat jeder 
Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie Mandate zu vergeben sind. 
Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die 
vorgeschlagenen Kandidaten, denen er seine Stimme geben will. 
Gewählt sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten. 
(4) Wird eine Wahl mit Handzeichen durchgeführt, so ist für jedes 
zu vergebende Mandat ein besonderer Wahlgang erforderlich. 
Gewählt ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen 
Stimmen erhalten hat. Erhält kein Kandidat im ersten Wahlgang die 
erforderliche Mehrheit, so wird eine Stichwahl zwischen jeweils den 
beiden Kandidaten durchgeführt, die die meisten Stimmen erhalten 
haben. In diesem Fall ist der Kandidat gewählt, der die meisten 
Stimmen erhält. Sind nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen, als 
Mandate neu zu besetzen sind, so kann gemeinsam (en bloc) 
abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird. 
(5) Der Gewählte hat unverzüglich der Genossenschaft gegenüber 
zu erklären, ob er die Wahl annimmt. 
 
§ 35 Versammlungsniederschrift 

§ 31 Mehrheitserfordernisse 
… 
(2) Eine Mehrheit von drei Vierteln der gültig abgegebenen Stimmen 
ist insbesondere in folgenden Fällen erforderlich: 
… 
h) Aufhebung der Einschränkung des Anspruchs auf Auszahlung 
des Auseinandersetzungsguthabens 
 
§ 33 Abstimmungen und Wahlen 
(1) Abstimmungen und Wahlen müssen geheim erfolgen, wenn der 
Vorstand, der Aufsichtsrat oder mindestens der vierte Teil der bei 
der Beschlussfassung hierüber gültig abgegebenen Stimmen es 
verlangt. 
… 
 
(3) Wird eine Wahl geheim durchgeführt, so hat jeder 
Wahlberechtigte so viele Stimmen, wie Mandate zu vergeben sind. 
Der Wahlberechtigte bezeichnet auf dem Stimmzettel die 
vorgeschlagenen Kandidaten, denen er seine Stimme geben will. 
Gewählt sind die Kandidaten, die die meisten Stimmen erhalten. 
(4) Wird eine Wahl offen durchgeführt, so ist für jedes zu 
vergebende Mandat ein besonderer Wahlgang erforderlich. Gewählt 
ist, wer mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen 
erhalten hat. Erhält kein Kandidat im ersten Wahlgang die 
erforderliche Mehrheit, so wird eine Stichwahl zwischen jeweils den 
beiden Kandidaten durchgeführt, die die meisten Stimmen erhalten 
haben. In diesem Fall ist der Kandidat gewählt, der die meisten 
Stimmen erhält. Sind nicht mehr Kandidaten vorgeschlagen, als 
Mandate neu zu besetzen sind, so kann gemeinsam (en bloc) 
abgestimmt werden, sofern dem nicht widersprochen wird. 
(5) Der Gewählte hat spätestens unverzüglich nach der Wahl der 
Genossenschaft gegenüber zu erklären, ob er die Wahl annimmt. 
 
§ 35 Versammlungsniederschrift 
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… 
(2) Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen 
erfolgen. Dabei sollen Ort und Tag der Versammlung, Name des 
Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen 
und die Feststellungen des Versammlungsleiters über die 
Beschlussfassung angegeben werden. Die Niederschrift muss von 
dem Versammlungsleiter, dem Schriftführer und mindestens einem 
anwesenden Vorstandsmitglied unterschrieben werden; ihr sind die 
Belege über die Einberufung als Anlagen beizufügen. 
 
 
§ 36 Teilnahme der Verbände 
Vertreter des Prüfungsverbandes und der genossenschaftlichen 
Spitzenverbände sind berechtigt, an jeder Generalversammlung 
teilzunehmen und jederzeit das Wort zu ergreifen. 
 
§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht 
… 
(3) Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht nebst dem 
Bericht des Aufsichtsrats sollen mindestens eine Woche vor der 
Generalversammlung in den Geschäftsräumen der Genossenschaft 
oder an einer anderen bekannt zu machenden Stelle zur Einsicht 
der Mitglieder ausgelegt, im nichtöffentlichen Mitgliederbereich auf 
der Internetseite der Genossenschaft zugänglich gemacht oder 
ihnen sonst zur Kenntnis gebracht werden. 
 
 
§ 46 Bekanntmachungen 
… 
(3) Sind die Bekanntmachungen in der papierhaften Ausgabe der 
Rhein-Zeitung nicht möglich, so wird bis zur Bestimmung eines 
anderen Bekanntmachungsorgans durch die Generalversammlung 
diese durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder 
einberufen. Die übrigen Bekanntmachungen erfolgen bis zur 

… 
(2) Die Niederschrift soll spätestens innerhalb von zwei Wochen 
nach dem Schluss der Generalversammlung erfolgen. Dabei sollen 
Ort und Tag oder Zeitraum der Versammlung, Name des 
Versammlungsleiters sowie Art und Ergebnis der Abstimmungen 
und die Feststellungen des Versammlungsleiters über die 
Beschlussfassung angegeben werden. Die Niederschrift muss von 
dem Versammlungsleiter, dem Schriftführer und mindestens einem 
anwesenden Vorstandsmitglied unterschrieben werden; ihr sind die 
Belege über die Einberufung als Anlagen beizufügen. 
 
§ 36 Teilnahme der Verbände 
Vertreter des Prüfungsverbandes und der genossenschaftlichen 
Spitzenverbände sind berechtigt, an jeder Generalversammlung 
teilzunehmen und sich jederzeit zu äußern. 
 
§ 42 Jahresabschluss und Lagebericht 
… 
(3) Jahresabschluss und der gesetzliche Lagebericht nebst dem 
Bericht des Aufsichtsrats sollen mindestens eine Woche vor dem 
Tag der Generalversammlung in den Geschäftsräumen der 
Genossenschaft oder an einer anderen bekannt zu machenden 
Stelle zur Einsicht der Mitglieder ausgelegt, im nichtöffentlichen 
Mitgliederbereich auf der Internetseite der Genossenschaft 
zugänglich gemacht oder ihnen sonst zur Kenntnis gebracht 
werden. 
 
§ 46 Bekanntmachungen 
… 
(3) Sind die Bekanntmachungen in der papierhaften Ausgabe der 
Rhein-Zeitung nicht möglich, so wird bis zur Bestimmung eines 
anderen Bekanntmachungsorgans durch die Generalversammlung 
diese durch unmittelbare Benachrichtigung sämtlicher Mitglieder in 
Textform einberufen. Die übrigen Bekanntmachungen erfolgen bis 
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Bestimmung eines anderen Bekanntmachungsorgans im 
Bundesanzeiger. 
 
Stand Juni 2021 

zur Bestimmung eines anderen Bekanntmachungsorgans im 
Bundesanzeiger. 
 
Stand Mai 2023 

 


